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Ausblick auf die österreichische Aarhus-
Umsetzung am

Beispiel des WRG

Charlotte Vogl, Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus
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1. Unterscheidung Artikel 9 Abs. 2 und 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention

2. Bagatellschwelle
3. Recht auf Beteiligung einen etwaigen Verstoß geltend zu machen bzw.

wann von einer erheblichen Auswirkung auf den Gewässerzustand
auszugehen ist

4. Verfahren/ Kundmachung: Antrag -Verhandlung, Bescheid

5. Übergangsregelung

INHALT
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Kommt eine Behörde zu dem Schluss, dass bei einem Vorhaben mit Auswirkungen

gem. § 104a Abs.1 auf den Zustand der Gewässer zu rechnen ist, ist eine nach 19

Abs.7 UVP-G  anerkannte Umweltorganisation berechtigt, Beschwerde an das

LvwG zu erheben, um einen etwaigen Verstoß eines (Bewilligungs)bescheides

gegen die Verpflichtung des § 104a WRG geltend machen zu können.

 nur nachprüfende Kontrolle ist nach dem Protect Urteil nicht mehr möglich.

Ausgangslage vor dem Aarhus- Urteil „Protect“
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• Parteistellung (§ 9/2 und § 9/3) bei § 30a

• Parteistellung (§9/2) bei § 30a iVm. erheblicher Auswirkung;

nachträgliches Überprüfungsrecht (§9/3) in allen anderen Fällen des §

30a
• Verfahrensbeteiligung bei § 30a (erhebliche Auswirkungen und ob

erhebliche Auswirkungen) und nachträgliches Überprüfungsrecht bei §
30a

• Verfahrensbeteiligung (§ 9/2, § 9/3) bei § 30a und eingeschränktes
nachträgliches Überprüfungsrecht bei § 30a

Überlegungen nach „Protect“
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§ 102 Abs.1 Parteien sind
a)
..
h)
Abs.2 (2) Beteiligte im Sinne des § 8 AVG sind – nach Maßgabe des jeweiligen
Verhandlungsgegenstandes und soweit ihnen nicht schon nach Abs. 1 Parteistellung zukommt –
insbesondere die Interessenten am Gemeingebrauch, alle an berührten Liegenschaften dinglich Berechtigten, alle,
die aus der Erhaltung oder Auflassung einer Anlage oder der Löschung eines Wasserrechtes Nutzen ziehen würden,
und im Verfahren über den Widerstreit von Entwürfen (§ 109) alle, die bei Ausführung eines dieser Entwürfe als Partei
(Abs. 1) anzusehen wären.
Beteiligte sind auch nach § 19 Abs. 7 UVP-G 2000 anerkannte Umweltorganisationen, im Rahmen ihrer örtlichen
Anerkennung, um einen möglichen Verstoß gegen die Verpflichtung des § 104a zu verhindern, insbesondere
dann, wenn erhebliche negative Auswirkungen auf den ökologischen, chemischen und/oder mengenmäßigen
Zustand und/oder das ökologische Potential der betreffenden Gewässer im Sinne des § 104 Abs. 1 lit. b zu
erwarten sind.

Wasserrechtsgesetz Parteistellung - Beteiligter
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§ 102 Abs.3
Die Beteiligten sind berechtigt, im Verfahren ihre Interessen darzulegen;
die nach § 19 Abs. 7 UVP-G 2000 anerkannten Umweltorganisationen haben die
Möglichkeit alle von ihr für die geplante Tätigkeit als relevant erachteten Stellungnahmen,
Informationen, Analysen oder Meinungen in Schriftform vorzulegen oder während einer
mündlichen Verhandlung oder Untersuchung mit dem Antragsteller vorzutragen. Diese sind
bei der Entscheidung der Behörde angemessen zu berücksichtigen.
Die Erhebung von Einwendungen steht ihnen jedoch nicht zu.

(4) Im wasserrechtlichen Verfahren können sich Parteien und Beteiligte auch fachkundiger
Beistände bedienen.

Wasserrechtsgesetz - Verfahrensbeteiligung
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§ 102 Abs.5

Eine nach § 19 Abs. 7 UVP-G 2000 anerkannte Umweltorganisation ist, im Rahmen ihrer
örtlichen Anerkennung, berechtigt, Beschwerde gegen Bescheide an das
Verwaltungsgericht zu erheben, die nach diesem Bundesgesetz sowie in allen
behördlichen Verfahren, in denen wasserrechtliche Bestimmungen mitangewendet werden,
erlassen wurden, um einen möglichen Verstoß gegen die Verpflichtung des § 104a
geltend zu machen.

Wasserrechtsgesetz – (nachträgliche) Überprüfung
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§ 104. (1) Die Behörde hat bei Vorliegen eines den Bestimmungen des § 103
entsprechenden Antrages, unbeschadet § 104a, sofern aus der Natur des Vorhabens
Auswirkungen auf öffentliche Rücksichten (§ 106) zu erwarten sind, vornehmlich
insbesondere dahingehend zu prüfen,

a) ob und inwieweit durch das Vorhaben öffentliche Interessen (§ 105) berührt
werden;

b) ob und inwieweit von dem Vorhaben Auswirkungen, insbesondere erhebliche
Auswirkungen auf den Gewässerzustand zu erwarten sind;

Wasserrechtsgesetz – Vorprüfungsverfahren
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§ 104. (5) Eine erhebliche negative Auswirkung auf den Gewässerzustand im Sinne
von Artikel 9 Absatz 2 der Aarhus Konvention ist gegeben, wenn durch ein Vorhaben
Auswirkungen zu erwarten sind, die Artikel 4 der Richtlinie 2000/60 bzw. §§ 30a ff und 104a
WRG 1959 den jeweiligen Zustand der Gewässer zu erhalten oder den Zielzustand zu
erreichen, entgegenstehen und

1. bezogen auf eine biologische Qualitätskomponente des ökologischen
Zielzustandes eines Oberflächenwasserkörpers (§ 30a) signifikant stärkere
Störungen aufweisen oder

2. zu einer in ihrer Intensität vergleichbaren Störung des chemischen
Zielzustands eines Wasserkörpers oder des mengenmäßigen Zielzustandes
eines Grundwasserkörpers führen.
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§ 107 WRG

Das Verfahren ist nach Maßgabe der Bestimmungen des § 39 Abs. 2 AVG durch Anberaumung einer mündlichen

Verhandlung fortzusetzen. Zu dieser sind der Antragsteller …………… persönlich zu laden; dies gilt auch

für………….., in deren Rechte durch das Vorhaben eingegriffen werden soll. Wenn noch andere Personen als

Beteiligte in Betracht kommen, ist die Verhandlung gemäß § 41 Abs. 1 zweiter Satz AVG kundzumachen

und darüber hinaus auf sonstige geeignete Weise (insbesondere durch Verlautbarung in einer

Gemeindezeitung oder Tageszeitung, Postwurfsendungen).

Wird das Verfahren bei wasserrechtlichen Vorhaben mit möglichen negativen Auswirkungen auf den Zustand der

Gewässer nicht durch Anberaumung einer mündlichen Verhandlung fortgesetzt, sind die gemäß § 41 Abs. 2 AVG

notwendigen Angaben, auf einer für nach § 19 Abs. 7 UVP-G 2000 anerkannte Umweltorganisationen

zugänglichen elektronischen Plattform, für sechs Wochen zur Einsicht bereitzustellen.

WRG- Ladung, Kundmachung….
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§ 107Abs. 3
Bewilligungsbescheide betreffend wasserrechtliche Vorhaben mit Auswirkungen auf den
Gewässerzustand gemäß § 104a, sind auf einer für nach § 19 Abs. 7 UVP-G 2000
anerkannte Umweltorganisationen zugänglichen elektronischen Plattform für sechs
Wochen bereitzustellen. Mit Ablauf von zwei Wochen nach der Bereitstellung auf der
elektronischen Plattform gilt der Bescheid gegenüber einer zur Erhebung einer
Beschwerde berechtigten Umweltorganisation (§ 102 Abs. 5) als zugestellt. Ab dem Tag
der Bereitstellung auf der elektronischen Plattform ist nach § 19 Abs. 7 UVP-G 2000
anerkannten Umweltorganisationen, im Rahmen ihrer örtlichen Anerkennung, Zugang zu
den im Verwaltungsverfahren vorliegenden relevanten Informationen betreffend die
Einhaltung der Umweltziele zu gewähren.
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• Eine – einer in einem vor dem Inkrafttreten der Novelle noch nicht rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren

nach § 19 Abs. 7 UVP-G 2000 anerkannten Umweltorganisation – zuerkannte Parteistellung bleibt erhalten.

• Für Vorhaben, für die ein Bewilligungsbescheid vor der Novelle erlassen worden ist, dieser aber noch nicht in

Rechtskraft erwachsen ist, Beschwerdefrist beginnt vier Wochen ab dem Tag des Inkrafttretens dieser

Novelle zu laufen.

• Bescheide die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Novelle nicht länger als ein Jahr rechtskräftig

sind
- sofern in der Urkundensammlung des Wasserbuchs allgemein zugänglich  kann nachträglich
innerhalb von sechs Wochen nach Inkrafttreten dieser Novelle angefochten werden.

- nur in der Evidenz ersichtlich gemachte verliehene Rechte innerhalb von sechs Wochen nach
Inkrafttreten dieser Novelle anfordern; Beschwerdefrist vier Wochen ab Zustellung.

WRG- Übergangsbestimmung
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für ein Bundesgesetz, mit dem das Abfallwirtschaftsgesetz 2002, das

Immissionsschutzgesetz – Luft und das Wasserrechtsgesetz 1959 geändert wird

(Aarhusbeteiligungsgesetz 2018) läuft

Einladung zur Stellungnahme bis 8. August 2018

an: abt-18@bmnt.gv.at

Begutachtungsverfahren


